
Öffentliche Sitzung des Stadtrates am 25.02.2016 

 
 

Anwesend: 

Vorsitzender 
Oberbürgermeister Steppberger, Andreas bei Prot.-Nr. 29 abwesend 

Stadtratsfraktion CSU 
Stadträtin Albrecht, Carmen bei Prot.-Nr. 34 abwesend 

Stadtrat Bacherle, Horst ab Prot.-Nr. 30 anwesend 

Stadtrat Buckl, Herbert bis Prot.-Nr. 29 anwesend 

Stadtrat Eisenkeil, Sigurd Dr.  

Stadtrat Engelhard, Rudolf ab Prot.-Nr. 21 anwesend 

Stadträtin Gabler-Hofrichter, Elisabeth ab Prot.-Nr. 21 anwesend 

Stadträtin Schorer-Dremel, Tanja ab Prot.-Nr. 24 anwesend 

Stadtratsfraktion SPD 
Stadtrat Neumeyer, Arnulf  
Dritter Bürgermeister Nieberle, Gerhard bei Prot.-Nr. 29 gleichzeitig Vorsitzender 

Stadtrat Pfaller, Fred  
Stadtrat Schieren, Stefan Dr.  

Stadtratsfraktion Freie Wähler 
Stadträtin Edl, Martina bis Prot.-Nr. 42c) anwesend 

Stadträtin Gottstein, Eva ab Prot.-Nr. 24 anwesend, bei Prot.-Nr. 30 
abwesend 

Stadtrat Lina, Adalbert bei Prot.-Nr. 30 und Prot.-Nr. 37 abwesend 

Stadtratsfraktion GRÜNE 
Stadtrat Bittlmayer, Klaus  
Stadtrat Haugg, Oliver  
Stadtrat Wollny, Wolfgang  

Stadtratsfraktion ÖDP 
Stadträtin Lechner, Maria  
Stadtrat Reinbold, Willi bis Prot.-Nr. 38 anwesend 

Referenten 
Werkleiter Brandl, Wolfgang  
Stadtbaumeister Janner, Manfred  
Stadtkämmerer Rehm, Herbert  
Verwaltungsrat Ziegelmeier, Karl  

Verwaltung 
stellv. Stadtbaumeister Schütte, Jens  
stellv. Stadtkämmerer Wittmann, Alois ab Prot.-Nr. 29 anwesend 
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Abwesend: 

Stadtratsfraktion CSU 
Zweite Bürgermeisterin Grund, Claudia Dr.  
Stadtrat Tratz, Hans  

Stadtratsfraktion SPD 
Stadtrat Alberter, Christian  

Stadtratsfraktion Freie Wähler 
Stadtrat Köppel, Günther  
Stadtrat Nikol, Richard  
 
 
Beginn: 16:35 Uhr 
Ende: 19:42 Uhr 
 
1. Genehmigung der Protokolle der Stadtratssitzungen vom 

06.08.2015, 01.10.2015 und 28.01.2016 
   
2. Stadtplanung - Umsiedlungs- und Expansionsvorhaben Bau-

stofflager Martin Meier GmbH Eichstätt; 
Vorstellung der Standortanalyse 

   
3. Stadtplanung - Siedlungsentwicklung Stadt Eichstätt; 

Aufstellungsbeschluss für das Gewerbegebiet Nr. 67 "Lüften 
West" gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB nach städtebauliche 
Abwägung der Standortalternativen 

   
4. Sport-, Spiel- und Erholungsanlagen - Spielplatzkonzept 

Landershofen; 
Neustrukturierung, Sanierung und Aufwertung der Spiel- und 
Bolzplatzanlagen 

   
5. Beschlussfassung über die Zulassung des Bürgerbegehrens 

"Denk-mal-Schutz für die Burg: Stoppt die Bebauung des 
Grüngürtels" 

   
6. Beschlussfassung über die Durchführung eines Ratsbegeh-

rens 
   
7. Festlegung des Abstimmungstages und der Stichfrage für die 

Bürgerentscheide 
   
8. Vollzug der Satzung zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 

(BBS) der Stadt Eichstätt; 
Bestellung eines stellv. Abstimmungsleiters für die Bürgerent-
scheide am Sonntag 01. Mai 2016 
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9. Feststellung der Haushaltsrechnungen der Stadt Eichstätt, der 

Eyb'schen Heilig-Geist-Spital-Stiftung Eichstätt und der Jah-
resabschlüsse für das Altenheim Heilig-Geist-Spital Eichstätt 
für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 

   
10. Entlastung der Jahresrechnungen 2013 und 2014 der Eyb'-

schen Heilig-Geist-Spital-Stiftung Eichstätt und der Jahresab-
schlüsse 2013 und 2014  für das Altenheim Heilig-Geist-Spital 
Eichstätt 

   
11. Haushaltsplanentwurf 2016 für die Stadt Eichstätt 
   
12. Antrag der SPD-Fraktion auf Änderung der Geschäftsordnung 

des Stadtrats der Großen Kreisstadt Eichstätt vom 08. Mai 
2014 i.d.F. vom 26.03.2015 

   
13. Antrag der FW-Fraktion auf Einrichtung eines öffentlichen Bü-

cherschrankes 
   
14. Antrag der FW-Fraktion auf Gestaltung des Umfeldes der 

Steinskulpturen am Hofgarten 
   
15. Antrag der FW-Fraktion betreffend Vorschläge für die Weih-

nachtsbeleuchtung in der Spitalstadt 
   
16. Antrag der FW-Fraktion auf Überprüfung der Gestaltung der 

Winterabdeckung der Eichstätter Brunnen 
   
17. Antrag der FW-Fraktion auf Errichtung einer Boule-Bahn 
   
18. Antrag der FW-Fraktion auf Aufstellung einer Bautafel an der 

Haifischbar 
   
19. Antrag der FW-Fraktion auf Baureifmachung des Baugebietes 

"Blumenberg" 
   
20. Antrag der FW-Fraktion auf Bereitstellung von Flächen für Ak-

tion "Eichstätt summt" 
   
21. Antrag der FW-Fraktion auf eine weitere Überquerungshilfe 

über die Altmühl für das Schneller-Gelände 
   
22. Antrag der FW-Fraktion auf Errichtung einer Überquerungshil-

fe beim Eingang zur Spitalstadt 
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23. Information, Verschiedenes; 

Anliegerversammlung für den Ausbau der Straßenzüge 
"Richard-Strauß-Straße, Josef-Haas-Weg, Max-Reger-Weg 
und Hans-Lang-Weg" 

   
24. Information, Verschiedenes; 

Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
   
25. Information, Verschiedenes; 

Antrag der SPD-Fraktion auf Freies WLAN für alle an den 
"Stadtnetz Hotsplots" Rathaus und Touristinformation 

   
26. Information, Verschiedenes; 

Wanderwege um die Willibaldsburg 
   
 
 

_________________________ 
 
Protokoll-Nr. 20 (Vorlage 2016/094)  
 
 
Betreff: Genehmigung der Protokolle der Stadtratssitzungen vom 

06.08.2015, 01.10.2015 und 28.01.2016 
 
Beschluss: 
 
1. Der Stadtrat genehmigt das Protokoll der Stadtratssitzung vom 28.01.2016 in 

der vorgelegten Fassung. 
 

Die Beschlussfassung erfolgt einstimmig. 
 
 
2. Der Stadtrat genehmigt das Protokoll vom 01.10.2016 in der vorgelegten 

Fassung. 
 

Die Beschlussfassung erfolgt mit 12 gegen 3 Stimmen. 
 
 
Niederschrift: 
 
Der Stadtrat verschiebt die Genehmigung des Protokolls vom 06.08.2015, da in 
dem vorgelegten Protokoll die Straßenbezeichnung "Am Hubäcker" steht. Die 
richtige Straßenbezeichnung lautet jedoch "Am Hubacker. Das Protokoll soll 
entsprechend geändert werden. 
 
Anwesend: 15 Stadträte 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 21 (Vorlage 2016/070)  
 
 
Betreff: Stadtplanung - Umsiedlungs- und Expansionsvorhaben Baustoffla-

ger Martin Meier GmbH Eichstätt; 
Vorstellung der Standortanalyse 

 
Vorgang: 

 
1. Ausgangslage 

 
a) Die Firma Martin Meier GmbH & Co.KG, Eichstätt, plant bereits seit 

längeren die Erweiterung und Neuerrichtung der Betriebsanlagen am 
Standort Freiwasser 2. 
 

b) In der Folge reicht die Firma Martin Meier GmbH & Co.KG, Eichstätt, im 
Jahr 2014 eine Bauvoranfrage, siehe Sitzungsvorlage Nr. 2014/080, 
ein. 
 

c) Am 20.03.2014 stimmt der Bauausschuss o. g. Bauvoranfrage mehr-
heitlich zu.  
 

d) Am 03.04.2014 bestätigt der Stadtrat den Beschluss des Bauausschus-
ses vom 20.03.2014. 
 

e) Am 26.06.2014 regt Stadtrat Oliver Haugg in der Stadtratssitzung unter 
dem TOP Information/Verschiedenes an, das Gutachten des BLfD zu o. 
g. Bauvorhaben an alle Stadträte weiterzuleiten. 
 

f) Am 17.07.2014 beabsichtigt Stadtrat Oliver Haugg in der Bauaus-
schusssitzung ein internes Schreiben der Regierung an einen Verein zu 
verlesen und löst eine rege Diskussion aus. 
 

g) Am 13.11.2014 informiert Oberbürgermeister Andreas Steppberger die 
Mitglieder des Bauausschusses über den Ortstermin des Regionalaus-
schusses des Landesdenkmalrates in der Sache „Bebauungsplan Be-
rufsschule“ und „Baustofflager Meier“. 
 

h) Am 26.02.2015 beauftragt der Stadtrat im Rahmen der Beratung zur 
Aktualisierung des Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan Nr. 
74, Gewerbegebiet Sollnau Quartier IV und V, siehe Sitzungsvorlage 
Nr. 2015/074, die Verwaltung vor der Beschlussfassung, das Wasser-
wirtschaftsamt Ingolstadt zu kontaktieren und die rechtlichen und tech-
nischen Bedingungen bzw. Realisierungschancen der anvisierten Ge-
werbegebietserweiterung zu Lasten der festgesetzten Überschwem-
mungsgebiete vor weiteren Investitionen abzufragen. 
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i) Die zuständige Untere Wasserrechtsbehörde des Landratsamtes 

Eichstätt sowie das Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt teilen im Rahmen 
der mündlichen Abstimmung am 02.03.2015 mit, dass bei Ausweisung 
neuer Baugebiete in Überschwemmungsgebieten gemäß § 78 WHG 
Abs. 2 Nr. 1 nachzuweisen ist, dass keine anderen Möglichkeiten der 
Siedlungsentwicklung bestehen.  
Erst dann erfolgt sukzessive die Prüfung der weiteren Parameter des § 
78 Abs. 2 Nr. 2 bis 9 WHG. 
 

j) Am 05.03.2015 nimmt der Stadtrat die Sitzungsvorlage Nr. 2015/074 
von der Tagesordnung und bittet die Verwaltung, zur Lösung der Pla-
nungskonflikte und zur Eingrenzung der Planungskosten weitere Klä-
rungsgespräche mit den Fachbehörden zu führen. 
 

k) In Anlehnung an die rechtlichen Hürden beauftragte die Verwaltung das 
das Planungsbüro „Wolfgang Weinzierl Landschaftsarchitekten, In-
golstadt“ mit der Erstellung einer Stadtortanalyse zur Umsiedlung der 
Martin Meier GmbH Eichstätt östlich der bestehenden Gewerbeflächen 
des Gewerbegebietes Sollnau Quartier IV und V. 
 

l) Am 25.06.2015 legte o. g. Planungsbüro erstmals den Erläuterungsbe-
richt zu besagter Standortanalyse der Stadtverwaltung vor. 
 

m) Am 17.07.2015 wurde die Standortanalyse der Unteren Wasserrechts-
behörde vorgestellt und mit dem Ergebnis beraten, die Aussagen ins-
besondere über die Alternativstandorte zu konkretisieren. 
 

n) Das Planungsbüro „Wolfgang Weinzierl Landschaftsarchitekten, In-
golstadt“ wurde beauftragt, die Studie insbesondere in Zusammenarbeit 
mit der Martin Meier GmbH, Eichstätt, zu überarbeiten und zur Bera-
tung im Stadtrat vorzulegen  
 
 

2. Planungsanlass und -ziel 

 
Wie bereits dargelegt plant das Familienunternehmen Martin Meier GmbH 
mit Sitz in Eichstätt die Expansion ihres Bauunternehmens. 
Derzeit ist das Traditionsunternehmen, an drei Standorten auf insgesamt 
rund 29.400 m² im Stadtgebiet Eichstätt verteilt.  
 

 Bauzentrum mit Ausstellung und Verwaltung,  
Weißenburger Straße 14 1.473 m² 
 

 Baustofflager, Logistik und Baufachmarkt sind auf zwei räumlich getrenn-
te Flächen verteilt auf den Standorten  
Standort Freiwasser 2-4 und  10.798 m² 
Standort Freiwasser 13 5.301 m² 
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 Betonwerk, Logistik und Freilager) 
GI-Gebiet Sollnau 17 (Betonwerk)   3.274 m² 
GE-Gebiet Sollnau 19 (Logistik) 3.980 m² 
GE-Gebiet Sollnau 28 (Freilager)   4.561 m² 

 

 29.387 m² 
 

a) Umsiedlungs-/Standortparameter 
Um dem Unternehmen eine wirtschaftlich notwendige Expansion zu 
ermöglichen, wird ein neues zusammenhängendes Betriebsgrundstück 
von rund 2,5 bis 3,0 ha benötigt.  
Das Grundstück muss eine adäquate Erschließung aufweisen und aus-
reichend Platz für eine Lagerhalle (min. 100 m x 60 m x 12 m), einen 
Baustofffachmarkt, Ausstellungsräume zur Warenpräsentation (min. 
1.000 m²), ein Verwaltungsgebäude und die dazugehörigen Mitarbeiter-
, Kunden- und Lieferantenstellplätze bieten.  
Aufgrund der wirtschaftlichen, logistischen und topographischen Zwän-
ge, siehe Standortanalyse, lässt sich eine wirtschaftlich tragbare Be-
triebsverlagerung ausschließlich östlich des bestehenden Gewerbege-
bietes Sollnau auf den amtlich festgesetzten Überschwemmungsge-
bietsflächen im Talgrund verwirklichen. 
Die Betriebsart und –größe des neu anvisierten Standortes wiederum 
erfordern zur Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwick-
lung die Ausweisung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO mit Hil-
fe eines Bebauungsplanverfahrens.  
Gleichzeitig schreibt das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts für 
o. g. Fall die Nachweispflicht vor, die Möglichkeiten der Siedlungsent-
wicklung für das gesamte Stadtgebiet der Kreisstadt Eichstätt zu über-
prüfen. 
 

b) Standortanalyse 
Das vorliegende Standortgutachten untersucht flächendeckend die po-
tentiell möglichen Standorte im Abgleich mit den übergeordneten Pla-
nungszielen des Landesentwicklungs- und Regionalplans, mit den 
kommunalen Planungskonzepten des Flächennutzungs- und Land-
schaftsplans sowie mit den konkreten städtischen Entwicklungsvorga-
ben des ISEK-Eichstätt 2020 und gleicht die aufgezeigten Standorte 
insbesondere auf die öffentlichen und privaten Belange des Natur-
schutzes, der Wasserwirtschaft, der Infrastrukturanlagen (Verkehr) und 
der Umsetzbarkeit (Wirtschaftlichkeit) Fall für Fall, siehe Anlage 1.1 bis 
1.60, ab. 
Angemerkt sei, dass in der Ausarbeitung explizit nur die Betriebsanla-
gen und –strukturen der Martin Meier GmbH als Grundlage für eine 
Umsiedelung bzw. Neuansiedlung des Unternehmens an anderen 
Standorten betrachtet werden, während die Ausweisung anderweitiger 
Gewerbeflächen in diesem Zusammenhang außen vor bleibt. 
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c) Zuständigkeiten 
Die Zuständigkeit für die städtebauliche Beurteilung des Vorliegens 
der Nr. 1 und 2 des § 78 Abs. 2 WHG liegt bei der Großen Kreisstadt 
Eichstätt. Hingegen ist die Untere Wasserrechtsbehörde des Landrats-
amtes Eichstätt für die Erteilung der Ausnahme nach § 78 Abs. 2 

WHG zuständige Behörde. 
In wie weit im konkreten Fall das Vorliegen des § 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG 
gegeben ist, lässt sich nicht abschließend bestimmen. Geht man von 
der einschlägigen Kommentarliteratur aus, ist das Merkmal, dass „keine 
andere Möglichkeit der Siedlungsentwicklung besteht oder geschaffen 
werden kann“, nur in Ausnahmesituationen erfüllt und bezweckt damit 

einer Gemeinde, die vollständig im Überschwemmungsgebiet liegt oder 
bei der eine Entwicklung aus topographischen Gründen nur im Über-
schwemmungsgebiet in Betracht kommt, die Bauleitplanung weiterhin 
zu ermöglichen. 
Gemäß der Entscheidung des VG München vom 30.09.2014 (M 2 K 
14.408) scheint dies im vorliegenden Fall nicht erfüllt zu sein. In dieser 
Entscheidung ging das Gericht von einer anderen Entwicklungsmög-
lichkeit aus, da an anderer Stelle im Flächennutzungsplan ein Gewer-
begebiet ausgewiesen war. 
Ein bestehendes Gewerbegebiet, in dem noch Kapazitäten vorhanden 
sind, würde demnach gegen die Bejahung des § 78 Abs. 2 NR. 1 WHG 
sprechen. 
 
 

3. Resümee 
 

Die vorliegende Studie des Planungsbüros Wolfgang Weinzierl Land-
schaftsarchitekten, Ingolstadt, zur Umsiedlung der Martin Mayer GmbH 
Eichstätt zeigt anhand nachfolgender Ausschlusskriterien  
 

 Schutzgebiete nach der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, 

 Landschaftsschutzgebiete innerhalb des Naturparkes, 

 nicht an Siedlungseinheiten angebundene Teilflächen und 

 Überschwemmungsgebiete (Altmühl), soweit nicht § 78 Abs. 1 Nr. 2 
WHG die ausnahmsweise Zulassung möglich ist, 

 

insgesamt noch 13 Standortvarianten auf der Eichstätter Gemarkung auf, 
die einer weiteren Prüfung und Abwägung öffentlicher und privater Belange 
unterzogen werden.  
Nach Abwägung sämtlicher Beurteilungsparameter scheiden somit für das 
anvisierte Baustoffzentrum die rot gekennzeichneten Standorte insbesonde-
re im Hinblick auf belastbare Eignungs-, Erwerbs-, Entwicklungs- und 
Marktchancen definitiv aus:  



Öffentliche Sitzung des Stadtrates am 25.02.2016 Seite 9 

 

 
Standort  1 “Südlich Eichstätt / südlich B13“ 

Standort 2 “Blumenberg“ 

Standorte 3 “Jura-Hochfläche bei Wintershof“ 

- Standort 3.1 “Gewerbegebiet Wintershof – ehemaliger Steinbruch“ 

- Standort 3.2 “Wintershof nördlich der Kreisstraße EI 49“ 

 3.3 “südlich Kreisstraße Ei 49 / westlich Lüften 

Standort 4 “westlich Wimpasing“ 

Standort 5 “Buchenhüll“ 

Standort 6 “Landershofen“ 

Standorte 7 “Kernstadt Eichstätt“ 

- Standort 7.1 “Bestehender Standort „Freiwasser“ 

- Standort 7.2 “östliche Gewerbegebietserweiterung Sollnau“ 

- Standort 7.3 “südliche Gewerbegebietserweiterung Sollnau“ 

- Standort 7.4 “Hofgarten“ 

- Standort 7.5 “unterhalb Burgberg“ 
 

Lediglich der grün markierte Standort Nr. 7.2 “östliche Gewerbegebietser-
weiterung Sollnau“ würde o. g. Wertungsparameter erfüllen und zu einer 
befriedigenden Umsiedlung und nachhaltigen Standortexpansion führen.  
 

 
 
Die Standortanalyse belegt nachweislich im Sinne des § 78 Abs. 2 WHG: 
 

Die zuständige Behörde kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
die Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zulassen, wenn 
 

1. keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder ge-
schaffen werden können, 

 
In wie weit die weiteren Hürden des § 78 Abs. 2 WHG gemäß der nachfol-
genden Nummern 
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2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet 

angrenzt, 
3. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschä-

den nicht zu erwarten sind, 
4. der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes nicht nachteilig 

beeinflusst werden, 
5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der Verlust von verloren 

gehendem Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen 
wird, 

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt wird, 
7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten 

sind, 
8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und 
9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwas-

ser, das der Festsetzung des Überschwemmungs-gebietes zugrunde liegt, 
keine baulichen Schäden zu erwarten sind. 

 
erfüllt werden können, wäre im weiteren Bebauungsplanverfahren neben 
den städtebaulichen Parametern insbesondere wasserrechtlich und -
technisch in Abstimmung mit den einschlägig betroffenen TöB zu prüfen.  
 
 

4. Weiteres Vorgehen 

 
a) Die Standortanalyse des Planungsbüros „Wolfgang Weinzierl Land-

schaftsarchitekten, Ingolstadt“, zur Umsiedlung der Martin Meier GmbH 
Eichstätt wird der zuständigen Unteren Wasserrechtsbehörde mit der 
Bitte vorgelegt, die Ausweisung des Baugebietes Standort Nr. 7.2 aus-
nahmsweise im Sinne des § 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG zulassen.  
 

b) Parallel dazu wird die Verwaltung beauftragt, mit der Firma Martin Meier 
GmbH Eichstätt einen städtebaulichen Vertrag zur Kostenübernahme 
der weiteren Verfahrenskosten abzuschließen.  
 

c) Die Verwaltung wird ermächtigt, die notwendigen Planungsaufträge in 
Abstimmung mit der Firma Martin Meier GmbH Eichstätt zu beauftra-
gen.  

 
Niederschrift: 

 
Stadtbaumeister Janner und Herr Rieder vom beauftragten Planungsbüro 
"Wolfgang Weinzierl Landschaftsarchitekten, Ingolstadt" erläutern die vorlie-
gende Standortanalyse zur Umsiedlung der Martin Meier GmbH Eichstätt. 
 
Die Damen und Herren des Stadtrates stellen dazu Fragen, die entsprechend 
beantwortet werden. 
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Anschließend führen die Stadträte eine ausführliche Diskussion, ohne zu einem 
Ergebnis zu kommen. 
 
Eine Beschlussfassung findet nicht statt. 
 

 
Anwesend: 17 Stadträte 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 22 (Vorlage 2016/078)  
 
 
Betreff: Stadtplanung - Siedlungsentwicklung Stadt Eichstätt; 

Aufstellungsbeschluss für das Gewerbegebiet Nr. 67 "Lüften West" 
gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB nach städtebauliche Abwägung der 
Standortalternativen 

 
Vorgang: 

 
1. Ausgangslage 

 
a) Nach wie vor zeigt sich in der Stadt Eichstätt der Bedarf an Bauland für 

Wohnen und Gewerbe durch die Boom-Region „Ingolstadt“ ungebremst 
hoch und kann insbesondere aufgrund fehlender Entwicklungsflächen 
für Gewerbe, Handel und Wirtschaft nicht im Sinne einer vorausschau-
enden Bauleitplanung befriedigt werden.  
 

b) Zuletzt legte die Verwaltung dem Stadtrat am 18.06.2015 eine Arbeits-
grundlage über die städtebauliche Abwägung der Baulandpotentiale 
und des Flächenerwerbs, siehe Sitzungsvorlage 2015/106/1, zur Ent-
scheidung und Festlegung der Stadtentwicklungsschwerpunkte für WA- 
und GE-Gebietsausweisungen vor.  
 

c) Im Hinblick auf die künftige Baulandausweisung fasste der Stadtrat am 
29.09.2011 auf Basis der Sitzungsvorlage 2011/217 den Grundsatzbe-
schluss, erstrangig den Bodenverkehr zu klären und anschließend die 
Bauleitplanung zu starten. 
 

d) Zwischenzeitlich kann die Stadt für den ins Auge gefassten gewerbli-
chen Entwicklungsschwerpunkt „Wintershof/Preith“ über geeignete 
Grundstücke verfügen und eine städtebauliche Abwägung in Verbin-
dung mit einem Aufstellungsbeschluss für ein konkretes Bebauungs-
planverfahren vornehmen.  
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2. Planungsbedarf und Planungsziel 

 
Die Große Kreisstadt Eichstätt kann derzeit den Bedarf an freien Bauplät-
zen für gewerbliche Nutzungen nicht befriedigen. Aktuell stehen so gut wie 
keine freien Bauplätze zur Verfügung.  
Im Sinne der Erforderlichkeit gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB beabsichtigt 
die Große Kreisstadt Eichstätt daher auf der nördlichen Gemarkung Win-
tershof bzw. Preith, die Ausweisung eines GE-Gebietes (Gewerbegebiet 
gemäß § 8 BauNVO) mit paralleler Änderung des Flächennutzungs- und 
Landschaftsplans sowie einer partiellen Anpassung des Regionalplanes der 
Region 10 Ingolstadt nach Abwägung der städtebaulichen Parameter vor-
zunehmen. 

 
a) Planungsanlass 

In Anbetracht der Nachfrage örtlicher wie überörtlicher Gewerbebetrie-
be beauftragte der Stadtrat die Verwaltung, im Rahmen der 2011 
durchgeführten und 2015 bestätigten Bedarfserhebung geeignete Bau-
landflächen zu eruieren, zu erwerben und zu entwickeln.  
Die Bemühungen der Verwaltung Flächen im direkten Anschluss an das 
Gewerbegebiet Preith nördlich der Kreisstraße EI 49 gemäß Beschluss-
lage, siehe Sitzungsvorlage Nr. 2015/106/1, zu erwerben, führten be-
dauerlicherweise nicht zum Ziel, ein Interkommunales Gewerbegebiet 
zusammen mit der Gemeinde Pollenfeld zu entwickeln. 
In der Folge bemühte sich das Liegenschaftsamt die naheliegenden 
landwirtschaftlichen Flächen der Fl.-Nr. 423, Gemarkung Wintershof, 
südlich der Kr EI 49, siehe hierzu auch Anlage 1 und 2, zu erwerben.  
Angemerkt sei, dass die auf diesen Flächen im Jahr 2002 erteilten Ge-
nehmigungen zum Gesteinsabbau vom Eigentümer nicht in Anspruch 
genommen wurden. Die Flächen wurden und werden nach wie vor als 
landwirtschaftliche Flächen genutzt. 
Am 28.01.2016 stimmte der Stadtrat dem Erwerb der im Flächennut-
zungs- und Landschaftsplan als landwirtschaftliche Fläche (ca. 39.444 
m²) dargestellten Fl.-Nr. 423, Gemarkung Wintershof, siehe Sitzungs-
vorlage Nr. 2016/018, zur Sicherstellung einer steuerbaren und nach-
haltigen Bodenpolitik grundsätzlich zu. 
Damit stehen der Stadt nun zusammen mit dem Grundstück Fl.-Nr. 
1283 (95.695 m²), Gemarkung Preith, zwei potentielle Standorte für ei-
ne nachhaltige Gewerbeansiedlung, siehe Anlage 1 und 2, zur Wahl. 

 
b) Städtebauliche Abwägung  

Mit den Fl.-Nrn. 423, Gemarkung Wintershof und 1283, Gemarkung 
Preith, verfügt die Stadt Eichstätt nun über einen ausreichend bemes-
senen Flächenpool für eine städtebaulich und wirtschaftlich belastbare 
Standort- und Strukturabwägung der Entwicklungspotentiale, siehe 
hierzu auch Anlage 1 und 2. 
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 Lüften-West, Fl.-Nr. 423, Gemarkung Wintershof 
 

 

In planungs- und baurechtlicher Hinsicht zeigen 
sich die im FNP ausgewiesenen landwirtschaft-
lichen Nutzflächen bei nutzungsverträglicher Ein-
bindung in die Siedlungs- und Landschafts-
strukturen als gut geeignetes bis auf 10,6 ha aus-
baufähiges Gewerbebauland für örtliche wie 
überörtliche Handwerks- und Industriebetriebe. 
Die vorteilhafte Lage an der Kr Ei 49 und die un-
bewegte Topographie lassen geringe technische 
und wirtschaftliche Aufwendungen für die Ver-
kehrs-, Ver- und Entsorgungsanlagen erwarten. 
Eine Anbindung an das ÖPNV-, Geh- und Rad-
wegenetz ist möglich, eine umfassende Erschlie-
ßung ist somit gesichert. 
Die planungsrechtlich Umsetzung mittels einer 
Bauleitplanung (BP-/FNP-Änderungsverfahren) 
gemäß der §§ 2 bis 6 BauGB ist gegeben.  

FNP landwirtsch. Nutzfläche 

Größe ~4,1 ha 

Lage südwestl. ST 2225/Kr EI 49 

Erschließung von Kr EI 49 

Bauleitplanung §§ 2 - 6 BauGB 

Eigentümer Stadt Eichstätt 

 
 

 Wimpasing-West, Fl.-Nr. 1283, Gemarkung Preith 
 

 

In planungs- und baurechtlicher Hinsicht zeigen 
sich die im FNP ausgewiesenen landwirtschaft-
lichen Nutzflächen bei nutzungsverträglicher Ein-
bindung in die Siedlungs- und Landschaftsstruk-
turen inkl. landwirtschaftlich bedingter Entwick-
lungsabstände als bedingt geeignetes Gewerbe-
bauland für Handwerks- und Industriebetriebe. 
Die Lage an der St 2225 und die stark bewegte 
Topographie lassen hohe technische und wirt-
schaftliche Aufwendungen für die Verkehrs-, Ver- 
und Entsorgungsanlagen erwarten. Eine Anbin-
dung an das ÖPNV-, Geh- und Radwege-netz ist 
möglich, eine umfassende Erschließung ist 
grundsätzlich gesichert. 
Die planungsrechtlich Umsetzung mittels einer 
Bauleitplanung (BP-/FNP-Änderungsverfahren) 
gemäß der §§ 2 bis 6 BauGB ist gegeben.  

FNP landwirtsch. Nutzfläche 

Größe ~9,5 ha 

Lage  nordwestl. ST 2225 

Erschließung  von ST 2225 

Bauleitplanung §§ 2 - 6 BauGB 

Eigentümer Stadt Eichstätt 

 
Die vorteilhafte flache Topographie, die höhengleiche Lage an der 
Kreisstraße Kr Ei 49, die unmittelbare Nähe zum Gewerbegebiet Preith, 
die nutzungsneutrale Siedlungsanbindung, die ausreichende Gebiets-
größe sowie die Ausbau- bzw. Erweiterungspotentiale generieren wirt-
schaftliche Vorteile in der Erschließung wie in der Vermarktung und las-
sen das Flurstück-Nr. 423, Gemarkung Wintershof, im Abgleich mit 

dem Flurstück Nr. 1283, Gemarkung Preith, mehr als vorteilhaft für eine 
gewerblich geprägte Baulandausweisung erscheinen.  
 

Das Flurstück-Nr. 1283, Gemarkung Preith, weist unter Negierung des 
Entwicklungsgebotes für die bestehenden Landwirtschaftsbetriebe vor-
dergründig größere Ausbau- und Entwicklungsflächen auf. Die pla-
nungsrechtlich notwendigen Entwicklungs- und Bauverbotsabstände 
reduzieren das Potential schnell um ca. 1,5 ha. Gleichzeitig engen die 
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starken topographischen Bewegungen von 7,5 m bis max. 10,0 m die 
Nutzungspotentiale ein und führen in der Folge zu ungünstig hohen 
Aufwendungen für die öffentlichen Erschließungsanlagen sowie für die 
privaten Betriebseinrichtungen. Städtebaulich wirkt sich exponierte La-
ge am Hochpunkt Wimpasing/Lüften negativ auf das bis dato ungestör-
te Landschaftsbild aus.  
 

Im Abgleich der Vor- und Nachteile empfiehlt die Verwaltung, die Fl.-
Nrn. 423 und 422, Gemarkung Wintershof, als Keimzelle für einen 

neuen Gewerbegebietsstandort, siehe Anlage 1 und 2, zu entwickeln, 
die Ausbaupotentiale planerisch zu berücksichtigen und die Bodenpoli-
tik entsprechend voranzutreiben.  
 

c) Flächenausweisung im FNP 
Im aktuellen Flächennutzungs- und Landschaftsplan der Stadt Eichstätt, 
rechtsverbindlich seit dem 14.07.2006, sind o. g. Baulandflächen west-
lich der Einöde „Lüften“ (Fl.-Nr. 423, Gemarkung Wintershof) als land-
wirtschaftliche Nutzflächen ausgewiesen. Angemerkt sei, dass sich in 
den Übergangsbereichen zu den bestehenden Steinbrüchen auch re-
kultivierte, landwirtschaftlich genutzte Flächen (ca. 0,9 ha) befinden. 
Der Regionalplan stellt auf den gegenständlichen Flächen ein Vorrang-
gebiet für den Gesteinsabbau dar. Damit sind auch die Änderung des 
FNP und die Korrektur des Regionalplans der Region 10 Ingolstadt er-
forderlich. 
Des Weiteren soll das im FNP nördlich des bestehenden Gewerbege-
bietes „Wintershof“ ausgewiesene GE-Gebiet im südlichen Teilbereich 
der Fl.-Nr. 51 Gemarkung Wintershof (ca. 39.500 m²) aufgrund fehlen-
der Erwerbs- und Entwicklungsmöglichkeiten in landwirtschaftliche 
Nutzflächen zurückgestuft werden. 
 
Lüften West  GE-Wintershof Nord- 

 

 

 
Im FNP als landwirtschaftliche Nutz-
flächen ausgewiesen 

 Im FNP als Gewerbegebiet gemäß § 8 
BauNVO ausgewiesen 

Im Regionalplan als Vorrangflächen für 
Gesteinsabbau ausgewiesen 

 Im Regionalplan keine Planungsvor-
gaben 

Größe~4,1 ha  Größe~3,9 ha 

Lage südl. Kr Ei49  Lage nördl. Kr Ei49 

planungsrechtliche Umsetzung über ein 
B-Planverfahren und FNP-Änderung 
gemäß §§ 2 bis 6 BauGB 

 planungsrechtliche Anpassung über 
ein FNP-Änderung gemäß §§ 2 bis 6 
BauGB 

Besitz/Verfügbarkeit  Besitz/Verfügbarkeit 
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d) Plangebiet und Planungsname 

Der Umgriff des künftigen Gewerbegebietes kann der Anlage 1 ent-
nommen werden. Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 4,1 
ha. 
Die Lage des künftigen Baugebiets im Verhältnis zu den bestehenden 
Siedlungsbereichen ist dem als Anlage 2 beigefügten Luftbild zu ent-
nehmen. 
Der Bebauungsplan soll unter der Nr. 67 mit dem Namenstitel „Lüften 
West“ geführt werden.  
 

e) Grundzüge der Bebauungsplanung 

Der Bebauungsplan soll mit Änderung und Anpassung des Flächennut-
zungsplans entwickelt werden.  
Der Bebauungsplan soll als qualifizierter Bebauungsplan für das GE-
Gebiet mit den notwendigen Festsetzungen, wie Art und Maß der vor-
gesehenen baulichen Nutzung, Bauweise, überbaubare Grundstücks-
flächen, Stellung der baulicher Anlagen, öffentliche/private Grünflächen, 
Verkehrsflächen, etc. erstellt werden.  
Vorgesehen ist, das GE-Gebiet in offener Bauweise mit großzügigen 
Baufenstern (überbaubare Flächen) und bedarfsgerechten Bauparzel-
len auszuweisen. 
 

f) Verfahrensweg 

Zur Umsetzung der gewerblich geprägten Bebauung ist als nächster 
Schritt die Durchführung eines Bauleitplanverfahrens zur Aufstellung 
eines Bebauungsplans mit paralleler Änderung des Flächennutzungs-
planes erforderlich. 
Zur Einleitung des Verfahrens ist ein Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 
Abs. 1 Satz 2 BauGB durch den Stadtrat zu fassen. 

 
 

3. Verfahrensablauf 
 
Das Verfahren zur Aufstellung von Bauleitplänen bzw. Bebauungsplänen 
richtet sich nach den Vorschriften der §§ 1 bis 13 a BauGB.  
Für die Neuaufstellung des Bebauungsplanes einschl. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes wird unter den o. g. Gegebenheiten das reguläre Ver-
fahren nach folgenden Verfahrensschritten angewendet: 
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1. Aufstellungsbeschluss als Formulierung des Planungswillens der Gemeinde 

gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB 
 

2. Frühzeitige Beteiligung der TöB gemäß § 4 Abs. 1BauGB sowie frühzeitige 
Beteiligung der der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs, 1 BauGB 
 

3. Entwurfsbilligung und anschließende öffentlicher Auslegung von Plan und 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie Einholung der Stellungnahmen 
der TöB gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

4. Abwägung der eingegangenen Anregungen gemäß § 1 Abs. 7 BauGB mit 
anschließenden Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
 

5. Öffentliche Bekanntmachung 
 
 

 
 

4. Weiteres Vorgehen 
 
a) Der Bebauungsplan erhält die Nr. 67 und die Bezeichnung „Lüften 

West“ und soll als Gewerbegebiet dienen.  
 

b) Anfang 2016 ist der Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB mit öffentlicher Bekanntmachung vorgesehen.  
 

c) Mitte 2016 soll die frühzeitige Beteiligung TöB gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB sowie die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB durchgeführt werden.  
 

d) Ende 2016 ist die Billigung des Bebauungsplanentwurfs einschl. Be-
gründung im Stadtrat vorgesehen.  
 

e) Anfang 2017 soll die Beteiligung der TöB gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und 
die Offenlegung des Planentwurfs einschl. Begründung gemäß § 3 Abs. 
2 BauGB erfolgen. 

 
 
Niederschrift: 
 
Stadtbaumeister Janner erläutert die vorgesehene Planung. 
 
Die Stadträte nehmen davon Kenntnis. 
 
Eine Beschlussfassung erfolgt nicht. 
 

 
Anwesend: 17 Stadträte 
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 23 (Vorlage 2016/025)  
 
 
Betreff: Sport-, Spiel- und Erholungsanlagen - Spielplatzkonzept Landersh-

ofen; 
Neustrukturierung, Sanierung und Aufwertung der Spiel- und Bolz-
platzanlagen 

 
Vorgang: 
 
1. Ausgangslage 

 
a) Der Ortsteil Landershofen weist aktuell insgesamt 5 Spielplatz- und ei-

nen Bolzplatzanlage auf öffentlichen Grünflächen, siehe Anlage 1 und 
2, auf.  
 

b) In den letzten Jahren konnten aufgrund der eingeschränkten Personal-
ausstattung seitens der städtischen Servicebetriebe überwiegend nur 
das Arbeitsspektrum der Pflichtaufgaben erfüllt werden.  
Gelegentlich führte dies auch zum ersatzlosen Abbau von Spiel- und 
Sportgeräten.  
 

c) Zwischenzeitlich zeigt sich das Spielplatzangebot auch aufgrund der 
teilweise überalterten Spielgeräte unattraktiv, überholungs- und erneue-
rungsbedürftig.  
 

d) Die Spielplätze im Ortsteil Landershofen weisen einen großen Instand-
setzungs- und Optimierungsbedarf auf und lassen ein Spielplatzkonzept 
mehr als sinnvoll erscheinen. 
 
 

2. Bestandsbeschreibung und Planungskonzept  

 
In Landershofen stehen insgesamt 5 Spielplätze und ein Bolzplatz, siehe 
Anlage 1 und 2, im Eigentum der Großen Kreisstadt Eichstätt.  
Damit ist die Stadt auch Betreiberin dieser öffentlich zugänglichen Sport- 
und Freizeitanlagen und zuständig für die Gestaltung, Ausstattung, In-
standhaltung und Sicherheit. 
Betraut mit diesen Aufgaben sind das Stadtbauamt und die städtischen 
Servicebetriebe der Stadt Eichstätt. 
 
a) Ist-Zustand 

Die bereits erwähnten eingeschränkten Unterhaltsleistungen kon-
zentrierten sich auf das Notwendige, wie vorgeschriebene Sicherheits-
kontrollen, Sandaustausch, Instandhaltung der Fallschutzanlagen und 
haftungsbedingte Reparaturen. In der Folge mussten auch gelegentlich 
Geräte ersatzlos abgebaut werden. Zwischenzeitlich weisen die Spiel-
plätze in Landershofen einen großen Instandsetzungsbedarf auf.  
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b) Richtlinien und Empfehlungen 

Die DIN 18034 (Spielplätze und Freiräume zum Spielen - Anforderun-
gen für Planung, Bau und Betrieb) empfiehlt, Spielplätze in einer maxi-
malen Entfernung von ca. 400 m zu den Wohngebäuden bereitzustel-
len.  
Die Umsetzung der Anforderungen der Europäischen Norm EN 1176 
(Die europäische Norm für Spielplätze und Spielgeräte) ist ebenfalls zu 
beachten. Hier besteht dringender Handlungsbedarf, insbesondere bei 
stoßdämpfenden Spielplatzböden (Fallschutz) werden die EU Normen 
der Spielplätze nur bedingt erfüllt. 
 

c) Handlungsvorschläge 

Das städtische Spielplatzkonzept „Landershofen“ sieht zur Aufwertung 
der Einrichtungen und zur Optimierung des Unterhalts vor, dass die neu 
strukturierten Kinderspielplätze in einer maximalen Entfernung von 300 
m zu der Wohnbebauung, siehe Anlage 1 und 2, angeordnet sein soll-
ten. Grundidee ist, dass die 4 Schwerpunktspielplätze  
 

 Untere Au 

 Am Herrengrund 

 Am Weinberg und 

 Am Roten Bügel 
 

sowie der bestehende Bolzplatz  
 

 Wöhrwiese 
 

unter Berücksichtigung der max. Erreichbarkeitsgrenze von 300 m ge-
bildet und saniert bzw. ausgebaut werden und dafür der Spielplatz  
 

 Landershofen Nord  
 

in einen Bolzplatz umgewandelt wird. 
Die aktuellen Anforderungen an Beziehungs- (gemeinsam nutzbare Ge-
räte, Nischen, Treffpunkte) sowie an Bewegungsspiele (Schaukeln, 
Rutschen, Klettern) sind zum Teil ungenügend erfüllt und sollen daher 
aufgewertet bzw. ersetzt werden.  
 
 

3. Kostenangaben 

 
Die Kosten o. g. Maßnahmen stellen sich unter Berücksichtigung der Bau-
nebenkosten sowie der Mehrwertsteuer nach überschlägiger Ermittlung der 
Arbeits-, Material- und Maschinenaufwendungen (Bauhof) in wesentlichen 
Zügen wie folgt dar: 
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Spielplatz Maßnahmen  Geräte Sanierungs-

kosten  
Anschaffungs-
kosten  

Am Herrengrund Ausbau u. Sa-
nierung 

Tischtennis-
platte,  
 Kreisel, Wippe 

5.000 € 
  10.000 € 

Roter Bügel Keine Keine 
-- -- 

Schafbuckel Ausbau  Kletterturm, 
Doppelschaukel  

-- 
10.000 € 

Untere Au Sanierung Sanierung 
Gerätebestand 5.000 €  

-- 

Bolzplatz Lander-
shofen-Nord 

Umwandlung 
zu Bolzplatz 

Platzsanierung 
Tore 

5.000 € 
 5.000 € 

Bolzplatz Wöhr-
wiese  

Sanierung Sanierung 
Platz 5.000 € 

-- 

Summe   20.000 € 25.000 € 

 
Angemerkt sei, dass in den Jahren 2014 und 2015 der durchschnittliche 
Unterhaltungsaufwand eines Spielplatzes mit ca. 2.700 € zu Buche schlug.  
Durch die Umwandlung des Spielplatzes „Landershofen Nord“ in einen 
Bolzplatz könnten diese Ausgaben, bis auf die Mähkosten, eingespart wer-
den.  
 
 

4. Finanzierung 

 
Im Haushalt 2016 wurden für die Sanierungs- und Ausbaumaßnahmen der 
Spiel- und Bolzplätze Landershofen ausreichend Haushaltsmittel auf dem 
Produkt-Konto 3.6.6.1.0.0-082900 (Erwerb Spielgeräte) eingestellt.  
 
Die Finanzierung kann somit als gesichert betrachtet werden.  
 
Angemerkt sei, dass die Umsetzung auf zwei Jahre und damit auch die Fi-
nanzierung auf zwei Haushaltsjahre aufgeteilt werden. 
 
 

5. Weiteres Vorgehen 

 
a) Der Stadtrat befürwortet aus wirtschaftlichen und pädagogischen As-

pekten das vorgestellte Spielplatzkonzept Landershofen und stimmt der 
Umsetzung zu. 
 

b) Der Umsetzung erfolgt in Eigenleistung durch das Stadtbauamt und die 
städtischen Servicebetriebe.  
 

c) Die Maßnahmen sind ab dem Frühjahr 2016 geplant und erfolgen Zug 
um Zug. 
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Beschluss: 
 
d) Der Stadtrat nimmt den dargestellten Sachstand in technischer, wirtschaftli-

cher und zeitlicher Hinsicht, wie in der Sitzungsvorlage dargestellt, zur 
Kenntnis und stimmt der Umsetzung des Spielplatzkonzepts Landershofen 
durch das Stadtbauamt und die städtischen Servicebetriebe grundsätzlich 
zu.  

 
e) Der Stadtrat stimmt verbindlich der Mittelbereitstellung im Haushalt 2016 für 

das Produkt-Konto 3.6.6.1.0.0-082900 (Erwerb Spielgeräte) zur Finanzie-
rung o. g. Konzeptplanung zu.  

 
f) Die Verwaltung wird in diesem Sinne beauftragt, insgesamt das Weitere zu 

veranlassen.  
 

 
Anwesend: 17 Stadträte 
 
Die Beschlussfassung erfolgt einstimmig. 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 24 (Vorlage 2016/083)  
 
 
Betreff: Beschlussfassung über die Zulassung des Bürgerbegehrens "Denk-

mal-Schutz für die Burg: Stoppt die Bebauung des Grüngürtels" 
 
Vorgang: 

 
Gemäß Art. 18a der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) können 
die Gemeindebürger über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der 
Gemeinde einen Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). Die Voraus-
setzungen hierzu sind ebenfalls in Art. 18a GO genannt.  
 
Am 27.01.2016 wurde ein Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheids 
zum Thema "Denk-mal-Schutz für die Burg: Stoppt die Bebauung des Grüngür-
tels“ beim Oberbürgermeister der Stadt Eichstätt mit folgender Fragestellung 
eingereicht: 
 
„Sind Sie dafür, dass der historische Grüngürtel um die Willibaldsburg unver-
sehrt erhalten bleibt, und deshalb alle im Rahmen des kommunalen Wirkungs-
kreises rechtlich zulässigen Maßnahmen ergriffen werden sollen, um Neubau-
ten, insbesondere die geplante Berufsschulerweiterung an der Burgstraße, zu 
verhindern? 
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Sind Sie außerdem dafür, dass das kommunale Einvernehmen für die Geneh-
migung derartiger Bauvorhaben nicht erteilt wird? 
 
Sind Sie zudem dafür, dass alle Planungsarbeiten mit dem Ziel der Änderung 
des Flächennutzungsplans und der Aufstellung eines Bebauungsplanes nicht 
weiterverfolgt bzw. sofort gestoppt werden?“ 
 
Begründung: 
 
1. Der Grüngürtel um die Willibaldsburg ist historisch begründet: „... Die 

Willibaldsburg repräsentiert den Typ einer Höhenburg ... Diese Funktion als 
Verteidigungsanlage konnte die Burg nur aufgrund ihrer Alleinlage mit ei-
nem unbebauten Hangfuß erfüllen. Auch für das heutige Erscheinungsbild 
und die Anschaulichkeit der Funktion der Anlage ist es entscheidend, dass 
diese Situation ablesbar und erfahrbar bleibt ... Um das historische Er-
scheinungsbild der Willibaldsburg weiterhin zu wahren und damit auch die 
Funktion der Anlage erfahren zu können, ist deshalb die nähere Umgebung 
der Burg einschließlich ihrer Bastionen und Einfriedungen von weiterer Be-
bauung freizuhalten. Dies kann nur über eine ausreichende Bewahrung der 
Grünzone gewährleistet werden. ..." (Stellungnahme des Bayerischen Lan-
desamts für Denkmalpflege Referat A vom 27.03.2014) 

 
2. Er erfüllt Funktionen für die Natur und den Menschen: „Städte wie 

München profitieren heute davon, dass sie sich in der Vergangenheit ihre 
Grünzonen bewahrt haben. In Eichstätt wird der Erholungswert und damit 
die Lebensqualität dagegen weiter abnehmen, wenn nach dem idyllischen 
Fußweg am Freibad und den Schrebergärten, die der Betonwüste Spital-
stadt weichen mussten, nun auch noch dem Grüngürtel um die Willibalds-
burg der Garaus gemacht wird. Den Erholungssuchenden nimmt man mit 
der zweiten Zufahrt über die Elias-Holl-Straße den direkten Spazierweg 
zum Mondscheinweg bzw. zur Treppe, die zur Burg führt. Wieder geht also 
der Stadt Eichstätt durch bauliche Veränderungen westlich der Innenstadt 
ein beträchtliches Stück Natur verloren - ein bereits über Jahre schleichen-
der und scheinbar geduldeter Prozess, dem endlich Einhalt gewährt werden 
sollte. Die künftigen Generationen würden es uns sicherlich danken, nicht 
zuletzt deswegen, weil die Bevölkerungsdichte in den zentrumsnahen Sied-
lungsgebieten durch die Umnutzung von Einfamilienhäusern in Eigentums-
wohnungen weiter zunimmt und damit Rückzugsflächen, die der Naherho-
lung dienen, immer wichtiger werden." (Offener Brief vom 01.09.2014) 

 
3. Auch das Burg- und Stadtbild sollte bewahrt werden: „… es gibt 

Sichtachsenbezüge. Alles, was ein Baudenkmal in seiner Wirkung ein-
schränkt oder schmälert, sollte man vermeiden. ... Bei der Willibaldsburg 
geht es auch um Grünflächen, die noch relativ zusammengefasst sind. Da 
muss man sich überlegen, was man tut." (Mathias Pfeil, Leiter des Bayeri-
schen Landesamts für Denkmalpflege, EK vom 03.02.2015) 
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4. Am 26.09.2013 beschloss der Stadtrat dennoch die Aufstellung eines Be-

bauungsplans und schuf damit die Voraussetzungen für Bauvorhaben, die 
die Stadt erklärterweise genehmigen will. 

 
5. Mit diesem Beschluss und der geplanten Bebauung an der Burgstraße, am 

Mondscheinweg und an der Oettingenstraße werden richtungsweisende 
Präzedenzfälle geschaffen, die weitere Begehrlichkeiten nach sich ziehen 
werden und den Grüngürtel als gemeinsames Gut aller Bürgerinnen und 
Bürger bedrohen. 

 
Als Vertreter wurden gemäß Art. 18a Abs. 4 GO benannt: 
 
1. Anna Asbach, Elias-Holl-Str. 19, 85072 Eichstätt 
2. Magdalena Hager, Buchtal 32, 85072 Eichstätt 
 
Die Fragestellung des Bürgerbegehrens wurde geprüft und mit Zustimmung der 
Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehens wie folgt abgeändert: 
 
Sind Sie dafür, dass der historische Grüngürtel um die Willibaldsburg un-
versehrt erhalten bleibt und deshalb alle im Rahmen des eigenen Wir-
kungskreises rechtlich zulässigen Maßnahmen ergriffen werden sollen, 
um Neubauten, insbesondere die geplante Berufsschulerweiterung an der 
Burgstraße, zu verhindern? 
 
Sind Sie zudem dafür, dass alle Planungsarbeiten mit dem Ziel der Ände-
rung des Flächennutzungsplans und der Aufstellung eines Bebauungs-
planes sofort eingestellt werden? 
 
Die Prüfung der Unterschriften brachte folgendes Ergebnis: 
 
gültige Unterschriften: 1.058 
ungültige Unterschriften: 52 
 
Über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens hat der Stadtrat unverzüglich, spä-
testens innerhalb eines Monats nach Einreichung des Bürgerbegehrens zu ent-
scheiden.  
 
Zur Zulässigkeit des vorliegenden Bürgerbegehrens ist Folgendes anzumerken: 
 
Das eingereichte Bürgerbegehren ist zulässig.  
 
1. Das Begehren wurde bei der Stadt Eichstätt eingereicht und enthält eine mit 

Ja oder Nein zu entscheidende Fragestellung und eine entsprechende Be-
gründung. Außerdem sind zwei Personen benannt, die berechtigt sind, die 
Unterzeichnenden zu vertreten.  

 
Diese Voraussetzung der Gemeindeordnung ist erfüllt.  
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2. Das Begehren wurde auch von ausreichend vielen Personen unterzeichnet, 

die am Tage der Einreichung des Bürgerbegehrens Gemeindebürger waren. 
Gemäß Art. 18a Abs. 6 GO muss ein Bürgerbegehren in Gemeinden bis zu 
20.000 Einwohnern von mindestens 9 v.H. der Gemeindebürger unterschrie-
ben sein. Das nach dem Stand der Einreichung des Bürgerbegehrens ange-
legte Bürgerverzeichnis weist 10.567 Gemeindebürger auf. 9 % dieser Ge-
meindebürger entspricht einer Anzahl von 951 Gemeindebürgern.  

 
Nachdem 1.058 Unterschriften als gültig anerkannt werden können, ist auch 
diese Voraussetzung erfüllt.  

 
Beschluss: 

 
1. Der Stadtrat stellt fest, dass  

das Bürgerbegehren mit  1.110 Eintragungen 
eingereicht wurde. 

 
Davon sind 1.058 gültige Eintragungen 
und 52 ungültige Eintragungen 

 
Am 27. Januar 2016 
(Tag der Einreichung des Bürgerbegehrens) 
waren 10.567 Gemeindebürger 
im Bürgerverzeichnis eingetragen, 
wovon 9 % 951 Gemeindebürgern 
entspricht. 

 
Mit den 1.058 gültigen Eintragungen haben mehr als 9 % der Gemeindebür-
ger das Bürgerbegehren unterstützt, so dass diese Zulassungsvorausset-
zung erfüllt ist. 

 
2. Der Stadtrat beschließt, das Bürgerbegehren „Denk-mal-Schutz für die Burg: 

Stoppt die Bebauung des Grüngürtels“ zuzulassen. 
 

 
Anwesend: 19 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt einstimmig. 
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 25 (Vorlage 2016/086)  
 
 
Betreff: Beschlussfassung über die Durchführung eines Ratsbegehrens 
 
Vorgang: 

 
Der Stadtrat hat das am 27.01.2016 eingereichte Bürgerbegehren „Denk-mal-
Schutz für die Burg: Stoppt die Bebauung des Grüngürtels“ zugelassen, da die 
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
Um im Sinne einer demokratischen Entscheidung den Bürgerwillen umfassend 
abzufragen, erscheint es sinnvoll, den Bürgerentscheid mit einem Ratsbegeh-
ren zu verbinden, das auf der Mehrheitsentscheidung des Stadtrates aufbaut. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, den Bürgerentscheid „Denk-mal-Schutz für die 
Burg“: Stoppt die Bebauung des Grüngürtels“ mit folgender Fragestellung eines 
Ratsbegehrens „Ja zur Berufsschule am Burgberg - Ja zu Eichstätts Zu-
kunft als Schulstandort!“ zu verbinden: 
 
Sind Sie dafür, dass die Stadt Eichstätt den Bebauungsplan Nr. 63 weiter 
verfolgt, um die Erweiterung der Berufsschule mit angegliederter Fach-
oberschule (FOS) am Burgberg zu ermöglichen? 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat stimmt zu, dass der Bürgerentscheid „Denk-mal-Schutz für die 
Burg: Stoppt die Bebauung des Grüngürtels“ mit einem Ratsbegehren mit der 
vorstehenden Fragestellung verbunden wird. 
 

 
Anwesend: 19 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt einstimmig. 
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 26 (Vorlage 2016/087)  
 
Betreff: Festlegung des Abstimmungstages und der Stichfrage für die Bür-

gerentscheide 
 
Vorgang: 

 
Nachdem der Stadtrat  
 
- die Zulassung des Bürgerbegehrens „Denk-mal-Schutz für die Burg: Stoppt 

die Bebauung des Grüngürtels“ 
 
sowie 
 
- das Ratsbegehren „Ja zur Berufsschule am Burgberg - Ja zu Eichstätts Zu-

kunft als Schulstandort!“ beschlossen hat, sind darüber Bürgerentscheide 
durchzuführen. 

 
Die Bürgerentscheide sollen die Bezeichnung 
 
- Bürgerentscheid 1: Ratsbegehren „Ja zur Berufsschule am Burgberg - Ja zu 

Eichstätts Zukunft als Schulstandort!“ 
 
und 
 
- Bürgerentscheid 2: Bürgerbegehren „Denk-mal-Schutz für die Burg: Stoppt 

die Bebauung des Grüngürtels“ 
 
erhalten. 
 
Da es sich bei dem Bürgerbegehren und dem Ratsbegehren um den gleichen 
Gegenstand handelt, soll die Abstimmung darüber am selben Tag stattfinden. 
 
Als Abstimmungstag wird Sonntag, 01. Mai 2016, vorgeschlagen. 

 
Da die gleichzeitig zur Abstimmung unterbreiteten Fragestellungen in einer 
nicht zu vereinbarenden Weise beantwortet werden können, hat der Stadtrat 
eine Stichfrage vorzusehen, die auf dem Stimmzettel aufzunehmen ist. 
 
Die Stichfrage soll wie folgt lauten: 
 

Stichfrage 
 
Werden die bei Bürgerentscheid 1 und 2 zur Abstimmung gestellten Fra-
gen in einer miteinander nicht zu vereinbarenden Weise jeweils mehrheit-
lich mit Ja oder mehrheitlich mit Nein beantwortet: 
Welche Entscheidung soll dann gelten? 
 
¹ Fortführung der Planungen  ¹ Einstellung der Planungen 
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Beschluss: 
 
1. Der Stadtrat legt als Abstimmungstag für die Bürgerentscheide „Ja zur Be-

rufsschule am Burgberg - Ja zu Eichstätts Zukunft als Schulstandort!“ und 
„Denk-mal-Schutz für die Burg: Stoppt die Bebauung des Grüngürtels“ den 
Sonntag, 01. Mai 2016, fest. 
 

2. Der Stadtrat ist mit folgender Bezeichnung der Bürgerentscheide einverstan-
den: 
 

- Bürgerentscheid 1: Ratsbegehren „Ja zur Berufsschule am Burgberg - Ja zu 
Eichstätts Zukunft als Schulstandort!“ 
 
und 
 
- Bürgerentscheid 2: Bürgerbegehren „Denk-mal-Schutz für die Burg: 

Stoppt die Bebauung des Grüngürtels“ 
 

3. Der Stadtrat ist damit einverstanden, dass folgende Stichfrage zu den Bür-
gerentscheiden 1 und 2 auf dem Stimmzettel aufgenommen wird: 

 
Stichfrage 

 
Werden die bei Bürgerentscheid 1 und 2 zur Abstimmung gestellten Fra-
gen in einer miteinander nicht zu vereinbarenden Weise jeweils mehrheit-
lich mit Ja oder jeweils mehrheitlich mit Nein beantwortet: 
Welche Entscheidung soll dann gelten? 
 
¹ Fortführung der Planungen  ¹ Einstellung der Planungen 
 

 
Anwesend: 19 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt einstimmig. 
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 27 (Vorlage 2016/088)  
 
 
Betreff: Vollzug der Satzung zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheid (BBS) 

der Stadt Eichstätt; 
Bestellung eines stellv. Abstimmungsleiters für die Bürgerentscheide 
am Sonntag 01. Mai 2016 

 
Vorgang: 
 
Der Termin für die Bürgerentscheide wurde auf Sonntag, 01. Mai 2016, festge-
setzt. 
 
Nach § 10 der Satzung zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheid der Stadt 
Eichstätt ist der Oberbürgermeister Abstimmungsleiter. Der Stadtrat hat außer-
dem einen stellvertretenden Abstimmungsleiter zu bestellen. 
 
Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, zur stellvertretenden Abstim-
mungsleiterin Frau Verwaltungsangestellte Gabriela Schneider zu bestellen. 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat bestellt für die Bürgerentscheide am 01. Mai 2016 zur stellvertre-
tenden Abstimmungsleiterin Frau Verwaltungsangestellte Gabriela Schneider. 
 

 
Anwesend: 19 Stadträte 
 
Die Beschlussfassung erfolgt einstimmig. 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 28 (Vorlage 2015/507)  

 
 
Betreff: Feststellung der Haushaltsrechnungen der Stadt Eichstätt, der Eyb'schen 

Heilig-Geist-Spital-Stiftung Eichstätt und der Jahresabschlüsse für das Al-
tenheim Heilig-Geist-Spital Eichstätt für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 

 
Vorgang: 
 
Nach Durchführung der örtlichen Rechnungsprüfung bei der Stadt Eichstätt und 
der Eyb´schen Heilig-Geist-Spital-Stiftung Eichstätt durch den Rechnungsprü-
fungsausschuss hat der Stadtrat die Aufgabe, die Feststellung folgender Haus-
haltsrechnungen und Jahresabschlüsse gem. Art. 102 Abs. 3 GO in öffentlicher 
Sitzung zu beschließen: 
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ü Haushaltsrechnungen der Stadt Eichstätt für die Haushaltsjahre 2013 und 

2014 * 
ü Haushaltsrechnungen der Eyb´schen Heilig-Geist-Spital-Stiftung Eichstätt 

für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 (Anlage 1) 
ü Jahresabschlüsse des Altenheims Heilig-Geist-Spital Eichstätt für die Jahre 

2013 und 2014 (Anlage 2)  
 
Bei den  Beschlussfassungen über die Behandlung der Jahresfehlbeträge des 
Altenheims Heilig-Geist-Spital Eichstätt für die Jahre 2013 und 2014 (siehe An-
lage 3) wurde darauf hingewiesen, dass dem Stadtrat bei der Feststellung der 
Jahresabschlüsse diese Beschlüsse nochmals zur Bestätigung vorgelegt wer-
den. 
Der Stadtrat hat in diesen Beschlüssen festgelegt, dass die Jahresfehlbeträge 
2013 und 2014 jeweils durch eine Verringerung  der Kapitalrücklage gedeckt 
werden. 
 
*Am 01.01.2008 wurde bei der Stadt Eichstätt die neue doppelte kommunale Buchführung ein-
geführt. Die Eröffnungsbilanz 2008 wurde zwischenzeitlich erstellt. Noch nicht abgeschlossen 
werden konnten hingegen die Jahresrechnungen der Jahre 2008 ff. Die Feststellung der Jah-
resabschlüsse der Stadt Eichstätt für die Jahre 2013 und 2014 erfolgt deshalb voraussichtlich 
erst nach Abschluss der nächsten örtlichen Rechnungsprüfung. 
 
Beschluss: 
 
Nach Abschluss des örtlichen Rechnungsprüfungsverfahrens werden folgende 
Ergebnisse der Haushaltsrechnungen und Jahresabschlüsse gem. Art. 102 
Abs. 3 GO festgestellt: 
 
ü Haushaltsrechnungen der Eyb´schen Heilig-Geist-Spital-Stiftung Eichstätt 

für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 (Anlage 1) 
ü Jahresabschlüsse des Altenheims Heilig-Geist-Spital Eichstätt für die Jahre 

2013 und 2014 (Anlage 2)  
 
Die Stadtratsbeschlüsse zur Behandlung der Jahresfehlbeträge 2013 und 2014 
des Altenheims Heilig-Geist-Spital Eichstätt  (siehe Anlage 3) werden nochmals 
bestätigt.  
 

 
Anwesend: 19 Stadträte 
 
Die Beschlussfassung erfolgt einstimmig. 
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 29 (Vorlage 2015/508)  
 
 
Betreff: Entlastung der Jahresrechnungen 2013 und 2014 der Eyb'schen 

Heilig-Geist-Spital-Stiftung Eichstätt und der Jahresabschlüsse 2013 
und 2014  für das Altenheim Heilig-Geist-Spital Eichstätt 

 
Vorgang: 

 
Der zu beschließenden Entlastung  der Jahresrechnungen 2013 und 2014 ist 
die Feststellung der genannten Haushaltsrechnungen und Jahresabschlüsse 
gem. Art. 102 Abs. 3 GO vorausgegangen: 
 

 Stadtratsbeschluss vom 25.02.20167 -Prot.-Nr. 29- 

 Haushaltsrechnungen der Eyb´schen Heilig-Geist-Spital-Stiftung 
Eichstätt für die Jahre 2013 und 2014 

 Jahresabschlüsse für das Altenheim Heilig-Geist-Spital-Eichstätt für die 
Haushaltsjahre 2013 und 2014 

 
Die Entlastung bildet den formellen Abschluss des Rechnungslegungsverfah-
rens; es wird zum Ausdruck gebracht, dass der Stadtrat mit der Abwicklung der 
Finanzwirtschaft in den betreffenden Haushaltsjahren einverstanden ist. An der 
Abstimmung über die Entlastung kann der Oberbürgermeister gem. Art. 49 GO 
nicht teilnehmen. 
 
Beschluss: 

 
Der Stadtrat erkennt die nachfolgend aufgelisteten Jahresrechnungen und Jah-
resabschlüsse für  die Jahre 2013 und 2014 endgültig an und beschließt gem. 
Art. 102 Abs. 3 GO die Entlastung: 
 

 Haushaltsrechnungen der Eyb´schen Heilig-Geist-Spital-Stiftung Eichstätt 
für die Jahre 2013 und 2014 

 Jahresabschlüsse für das Altenheim Heilig-Geist-Spital-Eichstätt für die 
Haushaltsjahre 2013 und 2014 

 
 

Anwesend: 16 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt einstimmig. 
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 30 (Vorlage 2016/080)  

 
 
Betreff: Haushaltsplanentwurf 2016 für die Stadt Eichstätt 
 
Vorgang: 
 

Der von der Stadtkämmerei erstellte Entwurf des Haushaltsplans 2016 wurde 
im Haushalts- und Finanzausschuss am 10.11.2015, 08.12.2015, 12.01.2016 
und 02.02.2016 ausführlich vorberaten. 
 
Die von den Ausschussmitgliedern beschlossenen Änderungen des Haushalts-
planentwurfs der Verwaltung wurden in den beiliegenden Entwürfen des Ergeb-
nis- und Investitionshaushalts für das Haushaltsjahr 2016 eingearbeitet. 
 
In der heutigen Sitzung des Stadtrates soll der Haushaltsplanentwurf 2016 ab-
schließend beraten werden. 
 
 
Niederschrift: 
 
Stadtkämmerer Rehm erläutert ausführlich den Entwurf des Haushaltsplan 
2016. 
 
Stadtrat Dr. Schieren stellt fest, dass der Vorbericht zum Haushalt und die 
Haushaltssatzung nicht vorliegen sowie der Stellenplan als Tischvorlage erhal-
ten haben und der Stadtrat heute durch Einzelbeschlüsse über Finanzmittel in 
sechsstelliger Höhe entscheiden soll. 
 
Stadtrat Dr. Schieren erklärt, dass die SPD-Fraktion sich dadurch erst heute in 
der Lage sieht, Anträge zum Entwurf des Haushaltsplanes 2016 zu stellen. Die 
Anträge zum Haushaltsplanentwurf wird die SPD-Fraktion schriftlich einreichen. 
 
Stadtrat Engelhard weist darauf hin, dass es in der Vergangenheit üblich war, 
dass der Haushaltsentwurf dem Stadtrat vorgestellt wurde, anschließend in den  
Fraktionen beraten wurde und dann Anträge gestellt wurden. 
 
Die Damen und Herren des Stadtrates führen eine ausführliche Diskussion über 
den Ablauf der Haushaltsberatungen. 
 
Oberbürgermeister Steppberger erklärt, dass in der nächsten Stadtratssitzung 
über die Anträge zum Haushalts 2016 abgestimmt werden soll und dann im Ap-
ril der Haushalt 2016 beschlossen werden könnte. 
 
Die Stadträte erheben gegen diese Vorgehensweise keine Einwendungen. 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erfolgt. 
 
Anwesend: 19 Stadträte 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 31 (Vorlage 2016/002)  

 
 
Betreff: Antrag der SPD-Fraktion auf Änderung der Geschäftsordnung des 

Stadtrats der Großen Kreisstadt Eichstätt vom 08. Mai 2014 i.d.F. 
vom 26.03.2015 

 
Vorgang: 
 
Stadtrat Dr. Schieren hat mit Schreiben vom 26.11.2015, (eingegangen am 
27.11.2015) folgenden „Antrag auf Änderung der Geschäftsordnung“ gestellt: 
 
„Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
der Stadtbaumeister hat verschiedentlich zu erkennen gegeben, dass er es be-
grüßen würde, wenn die Geschäftsordnung zur Beschleunigung der Beratungen 
in Planungsangelegenheiten geändert werden würde. Weil sich augenscheinlich 
niemand in der Stadtverwaltung hat finden lassen, der einen diesbezüglichen 
Antrag formulieren würde, übernimmt das die SPD-Fraktion gerne. Die hier be-
antragte Änderung der Geschäftsordnung setzt den Bauausschuss als beraten-
den Ausschuss für Planungsangelegenheiten ein. Damit verkürzt sich die Bera-
tungszeit für diese Gegenstände deutlich, weil damit nicht länger der Stadtrat 
die Vorberatung selbst vornehmen muss. 
 
Die SPD-Fraktion bittet Sie, dem Stadtrat folgenden Antrag zur Beratung und 
ggf. Beschlussfassung vorzulegen. Wegen der erfahrungsgemäß prall gefüllten 
Tagesordnung in der letzten Sitzung vor Weihnachten sind wir damit einver-
standen, dass Sie diesen Antrag abweichend von§ 25 Abs. 1GeschO erst im 
Januar 2016 dem Stadtrat vorlegen. 
 
Antrag 

Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Der Stadtrat ändert auf Grundlage von § 37 GeschO seine Geschäftsordnung 
vom 8. Mai 2014 i.d.F. vom 26. März 2015 wie folgt: 
 
nach§ 8 Nr. 2 
"als vorberatender Bauausschuss 
Vorberatung aller Angelegenheiten, für die gemäß § 2 Nr. 8 der Stadtrat die 
Beschlusskompetenz besitzt". 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat ist mit der Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages einver-
standen. 
 
Anwesend: 19 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt einstimmig. 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 32 (Vorlage 2016/058)  
 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion auf Einrichtung eines öffentlichen Bücher-

schrankes 
 
Vorgang: 
 
Stadträtin Gottstein stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 
folgenden Antrag: 
 
"Die Verwaltung möge überprüfen, welche Möglichkeiten für die Einrichtung 
eines öffentlichen Bücherschrankes bestehen. 
 
Begründung:  
In vielen Städten hat sich diese Einrichtung inzwischen bewährt und wäre einer 
Schul- und Universitätsstadt angemessen." 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat lehnt die Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages ab. 
 

 
Anwesend: 19 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt mit 12 gegen 7 Stimmen des Oberbürgermeisters 
und der Stadträte Bittlmayer, Edl, Dr. Eisenkeil, Gottstein, Lina und Wollny. 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 33 (Vorlage 2016/060)  

 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion auf Gestaltung des Umfeldes der Steins-

kulpturen am Hofgarten 
 
Vorgang: 

 
Stadtrat Köppel stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 fol-
genden Antrag: 
 
"Die Verwaltung möge Vorschläge unterbreiten, wie die Steinskulpturen am 
Hofgarten und ihr Umfeld aufenthaltsfreundlicher gestaltet werden können. 
 
Begründung:  
Die vor dem Hofgarten aufgestellten Steinskulpturen sind inzwischen sehr ver-
wittert, das gesamte Umfeld erscheint verwahrlost und lädt nicht zum Verweilen 
ein." 
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Beschluss: 
 
Der Stadtrat lehnt die Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages ab. 
 

 
Anwesend: 19 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt mit 11 gegen 8 Stimmen des Oberbürgermeisters 
und der Stadträte Edl, Dr. Eisenkeil, Gottstein, Haugg, Lechner, Lina und 
Wollny. 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 34 (Vorlage 2016/061)  

 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion betreffend Vorschläge für die Weihnachts-

beleuchtung in der Spitalstadt 
 
Vorgang: 

 
Stadträtin Gottstein stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 
folgenden Antrag: 
 

"Die Verwaltung möge Vorschläge unterbreiten, wie die Spitalstadt - unter Ein-
beziehung von "Pro Eichstätt" - in die bisherige Weihnachtsbeleuchtung mit 
einbezogen werden kann. 
 
Begründung: 
Die Eichstätter Innenstadt bezaubert jährlich zur Weihnachtszeit mit einer wun-
derschönen Weihnachtsbeleuchtung. Die Geschäfte in der Spitalstadt haben 
2015 in vorbildlicher Weise in Eigenregie Christbäume aufgestellt. Unabhängig 
davon sollte in der nächsten Weihnachtszeit auch die Spitalstadt, z.B. auch der 
Anger, in die offizielle Weihnachtsbeleuchtung mit einbezogen werden." 
 
Beschluss: 

 
Der Stadtrat ist mit einer Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages einver-
standen. 
 

 
Anwesend: 18 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt 16 gegen 2 Stimmen der Stadträte Lechner und 
Reinbold. 
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 35 (Vorlage 2016/063)  
 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion auf Überprüfung der Gestaltung der Winter-

abdeckung der Eichstätter Brunnen 
 
Vorgang: 
 
Stadtrat Köppel stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 fol-
genden Antrag: 
 
"Die Verwaltung möge überprüfen, wie die Winterabdeckung der Eichstätter 
Brunnen ansprechender und touristenfreundlicher gestaltet werden kann. 
 
Begründung: 
Die Winterabdeckung der Eichstätter Brunnen ist sicher zweckdienlich, aber 
wenig ansehnlich. In anderen Städten, z.B. in Rothenburg, sind ansprechende-
re Winterlösungen zu  beobachten. Da Eichstätt auch in den Wintermona-
ten von Touristen besucht wird und werden soll, wären hier andere Lösungen 
begrüßenswert." 
 
Beschluss: 

 
Der Stadtrat lehnt die Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages ab. 
 

 
Anwesend: 19 Stadträte  
 
Die Beschlussfassung erfolgt mit 13 gegen 6 Stimmen des Oberbürgermeisters 
und der Stadträte Edl, Gottstein, Lechner, Lina und Reinbold. 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 36 (Vorlage 2016/064)  
 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion auf Errichtung einer Boule-Bahn 
 
Vorgang: 

 
Stadtrat Lina stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 folgenden 
Antrag: 
 
"Die Verwaltung möge bitte überprüfen, ob im Bereich der Haifischbar oder im 
Stadtgebiet Eichstätt eine Boule-Bahn errichtet werden kann.  
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Begründung:  
Das beliebte französische Kugel-Spiel (Kugelsportart) ist in allen Altersgruppen 
geeignet für leichte Bewegung, Spiel, Spaß und ist ein Gemeinschaftserlebnis 
an der frischen Luft." 
 
Beschluss: 

 
Der Stadtrat spricht sich für die Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages 
aus. 
 

 
Anwesend: 19 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt mit 15 gegen 4 Stimmen der Stadträte Bacherle, 
Gabler-Hofrichter, Haugg und Wollny. 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 37 (Vorlage 2016/065)  
 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion auf Aufstellung einer Bautafel an der Hai-

fischbar 
 
Vorgang: 

 
Stadträtin Edl stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 folgen-
den Antrag: 
 
"An der Haifischbar soll eine Bautafel angebracht werden, die auf Inhalt und 
Zeitplanung der geplanten Umbaumaßnahme hinweist. 
 
Begründung: 
Der gesamte Bereich um die Haifischbar erscheint momentan sehr trostlos; 
durch eine entsprechende Bautafel werden Bürger und Touristen darauf hinge-
wiesen, dass die Stadt hier bereits tätig ist." 
 
 
Niederschrift: 

 
Stadträtin Gottstein erklärt, dass der Antrag dahingehend abgeändert wird, dass 
das Wort "Bautafel" durch das Wort "Infotafel" ersetzt wird. 
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Beschluss: 
 
Der Stadtrat lehnt die Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages ab. 
 

 
Anwesend: 18 Stadträte 

 
Die Beschlussfassung erfolgt mit 10 gegen 8 Stimmen des Oberbürgermeisters 
und der Stadträte Bittlmayer, Edl, Dr. Eisenkeil, Gottstein, Haugg, Lechner und 
Wollny. 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 38 (Vorlage 2016/066)  

 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion auf Baureifmachung des Baugebietes "Blu-

menberg" 
 
Vorgang: 

 
Stadträtin Edl stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 folgen-
den Antrag: 
 
"Die Verwaltung möge die nötigen Schritte einleiten, als nächstes Baugebiet 
das im Flächennutzungsplan ausgewiesene Gebiet "Blumenberg" baureif zu 
machen. 
 
Begründung: 
Nur wenn unsere Stadt attraktives Bauland anbietet, ist die langfristige Entwick-
lung Eichstätts gesichert! Die bisher angebotenen Flächen waren immer rasch 
vergeben, die Flächen, die momentan in Planung sind, sind relativ klein; um 
auch mittelfristig  Bauland anbieten zu können, ist die Entwicklung einer weite-
ren größeren Fläche notwendig." 
 
 
Niederschrift: 

 
Oberbürgermeister Steppberger erklärt, dass der vorstehende Antrag wegen 
der derzeit laufenden Grundstücksverhandlungen von der heutigen Tagesord-
nung abgesetzt wird. 
 
Die Mitglieder des Stadtrates nehmen dies zur Kenntnis. 
 

 
Anwesend: 18 Stadträte  
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 39 (Vorlage 2016/067)  
 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion auf Bereitstellung von Flächen für Aktion 

"Eichstätt summt" 
 
Vorgang: 
 
Stadträtin Edl stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 folgen-
den Antrag: 
 

"Die Verwaltung möge überprüfen, welche weiteren Grünflächen der Stadt im 
Sinne von "Eichstätt summt!" zur Verfügung gestellt werden können." 
 
Beschluss: 

 
Der Stadtrat lehnt die Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages ab. 
 

 
Anwesend: 18 Stadträte 
 
Die Beschlussfassung erfolgt mit 9 gegen 9 Stimmen der Stadträte Alberter, 
Bacherle, Dr. Eisenkeil, Engelhard, Gabler-Hofrichter, Neumeyer, Nieberle, Dr. 
Schieren und Pfaller. 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 40 (Vorlage 2016/068)  

 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion auf eine weitere Überquerungshilfe über die 

Altmühl für das Schneller-Gelände 
 
Vorgang: 

 
Stadtrat Nikol stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 folgen-
den Antrag: 
 
"Beim Bebauungsplan für das Schneller-Gelände soll eine mögliche zusätzliche 
Überquerungshilfe über die Altmühl miteinbezogen werden. 
 
Begründung:  
Durch das ansteigende Rad- und Fußverkehrsaufkommen zwischen Innenstadt 
und Spitalstadt ist langfristig eine weitere Altmühlüberquerung unverzichtbar 
und sollte deshalb bei der Aufstellung des Bebauungsplans für das Schneller-
Gelände berücksichtigt werden." 
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Beschluss: 
 
Der Stadtrat spricht sich für die Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages 
aus. 
 

 
Anwesend: 18 Stadträte 
 
Die Beschlussfassung erfolgt mit 11 gegen 7 Stimmen der Stadträte Albrecht, 
Bittlmayer, Gabler-Hofrichter, Haugg, Neumeyer, Schorer-Dremel, Wollny. 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 41 (Vorlage 2016/069)  

 
 
Betreff: Antrag der FW-Fraktion auf Errichtung einer Überquerungshilfe beim 

Eingang zur Spitalstadt 
 
Vorgang: 

 
Stadtrat Nikol stellt für die FW-Fraktion mit Schreiben vom 25.01.2016 folgen-
den Antrag: 
 
"Die Überquerung beim Eingang zur Spitalstadt ist im Moment benutzerfeindlich 
und gefährlich. Die Verwaltung wird beauftragt zu überprüfen, wie die Gefah-
renquelle sicherer gemacht werden kann, entweder durch eine echte Überque-
rungshilfe oder Zebrastreifen." 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat spricht sich für die Weiterverfolgung des vorstehenden Antrages 
aus. 
 

 
Anwesend: 18 Stadträte 
 
Die Beschlussfassung erfolgt mit 17 Stimmen gegen 1 Stimme von Stadtrat Ba-
cherle. 
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 42  
 
 
Betreff: Information, Verschiedenes; 

Anliegerversammlung für den Ausbau der Straßenzüge "Richard-
Strauß-Straße, Josef-Haas-Weg, Max-Reger-Weg und Hans-Lang-
Weg" 

 
Niederschrift: 
 
Oberbürgermeister Steppberger informiert, dass am 24.02.2016 die Anlieger-
versammlung für den Ausbau der Straßenzüge "Richard-Strauß-Straße, Josef-
Haas-Weg, Max-Reger-Weg und Hans-Lang-Weg" stattgefunden hat. Die vom 
Stadtbauamt und den Stadtwerken vorgestellte Planung wurde positiv aufge-
nommen. 
 

 
Anwesend: 18 Stadträte 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 42a)  

 
 
Betreff: Information, Verschiedenes; 

Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
 
Niederschrift: 
 
Stadträtin Schorer-Dremel gibt bekannt, dass heute im Landtag eine Änderung 
des Kommunalabgabengesetzes verabschiedet wurde. Dadurch ist eine Ände-
rung bei der Erhebung von Straßenausbaubeiträgen möglich. Sie bittet darum, 
dass dem Stadtrat verschiedene Alternativen über die Erhebung von Straßen-
ausbaubeiträgen vorgelegt werden. 
 

 
Anwesend: 18 Stadträte 
 

___________________________ 
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Protokoll-Nr. 42b)  
 
 
Betreff: Information, Verschiedenes; 

Antrag der SPD-Fraktion auf Freies WLAN für alle an den "Stadtnetz 
Hotsplots" Rathaus und Touristinformation 

 
Niederschrift: 

 
Stadtrat Pfaller nimmt auf den Antrag der SPD-Fraktion bezüglich "Freies 
WLAN", dessen Weiterverfolgung vom Stadtrat beschlossen wurde, Bezug und 
möchte wissen, ob dazu Neuigkeiten berichtet werden können. 
 
Oberbürgermeister Steppberger informiert, dass es ein öffentliches WLAN 
(BayernWLAN) im Bereich des Vermessungsamtes gibt, das den Residenzplatz 
abdeckt. Das BayernWLAN wird in nächster Zeit in Eichstätt weiter ausgebaut 
werden. 
 

 
Anwesend: 18 Stadträte 
 

___________________________ 
 
 
Protokoll-Nr. 42c)  
 
 
Betreff: Information, Verschiedenes; 

Wanderwege um die Willibaldsburg 
 
Niederschrift: 
 
Stadträtin Schorer-Dremel bringt vor, dass es um die Willibaldsburg tolle Wan-
derwege gibt, von denen aber einige wegen eines fehlenden Übergangs bei der 
Hofmühle in Vergessenheit geraten sind. Sie bittet darum zu prüfen, ob für den 
Wanderweg eine Querung der Straße und Fortführung des Wanderweges ge-
schaffen werden kann. 
 
Anwesend: 18 Stadträte 
 

___________________________ 
 
 
Der Vorsitzende: 
 
 
 
 
Andreas Steppberger 
Oberbürgermeister 

Die Protokollführerin: 
 
 
 
 
Gabriela Schneider 
Verwaltungsangestellte 
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